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(4) Zu den Erfindungspatenten zählen die nach den 
Rechtsvorschriften der Verbandsländer zugelassenen 
verschiedenen Arten gewerblicher Patente, wie Einfüh­
rungspatente, Verbesserungspatente, Zusatzpatente, Zu­
satzbescheinigungen usw.

Artikel 2

(1) Die Angehörigen eines jeden der Verbandsländer 
genießen in allen übrigen Ländern des Verbandes in 
bezug auf den Schutz des gewerblichen Eigentums die 
Vorteile, welche die betreffenden Gesetze den eigenen 
Staatsangehörigen gegenwärtig gewähren oder in Zu­
kunft gewähren werden, und zwar unbeschadet der 
durch diese Übereinkunft besonders vorgesehenen 
Rechte. Demgemäß haben sie den gleichen Schutz wie 
diese und die gleichen Rechtsbehelfe gegen jeden Ein­
griff in ihre Rechte, vorbehaltlich der Erfüllung der 
Bedingungen und Förmlichkeiten, die den eigenen 
Staatsangehörigen auferlegt werden.

(2) Jedoch darf der Genuß irgendeines Rechts des 
gewerblichen Eigentums für die Verbandsangehörigen 
keinesfalls von der Bedingung abhängig gemacht wer­
den, daß sie einen Wohnsitz oder eine Niederlassung in 
dem Land haben, in dem der Schutz beansprucht wird.

(3) Ausdrücklich bleiben Vorbehalten die Rechtsvor­
schriften jedes der Verbandsländer über das gerichtliche 
und das Verwaltungsverfahren und die Zuständigkeit 
sowie über die Wahl des Wohnsitzes oder die Bestellung 
eines Vertreters, die etwa nach den Gesetzen über das 
gewerbliche Eigentum erforderlich sind.

Artikel 3

Den Angehörigen der Verbandsländer sind gleich­
gestellt die Angehörigen der dem Verband nicht ange­
hörenden Länder, die im Hoheitsgebiet eines Verbands­
landes ihren Wohnsitz oder tatsächliche und nicht nur 
zum Schein bestehende gewerbliche oder Handels­
niederlassungen haben.

Artikel 4

A. — (1) Wer in einem der Verbandsländer die An­
meldung für ein Erfindungspatent, ein Gebrauchs­
muster, ein gewerbliches Muster oder Modell, eine 
Fabrik- oder Handelsmarke vorschriftsmäßig hinterlegt 
hat, oder sein Rechtsnachfolger genießt für die Hinter­
legung in den anderen Ländern während der unten be­
stimmten Fristen ein Prioritätsrecht.

(2) Als prioritätsbegründend wird jede Hinterlegung 
anerkannt, der nach den innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften jedes Verbandslandes oder nach den zwischen 
Verbandsländern abgeschlossenen zwei- oder mehrsei­
tigen Verträgen die Bedeutung einer vorschriftsmäßigen 
nationalen Hinterlegung zukommt.

(3) Unter vorschriftsmäßiger nationaler Hinterlegung 
ist jede Hinterlegung zu verstehen, die zur Festlegung 
des Zeitpunkts ausreicht, an dem die Anmeldung in 
dem betreffenden Land hinterlegt worden ist, wobei 
das spätere Schicksal der Anmeldung ohne Bedeutung 
ist.

B. — Demgemäß kann die spätere, jedoch vor Ablauf 
dieser Fristen in einem der anderen Verbandsländer 
bewirkte Hinterlegung nicht unwirksam gemacht wer­
den durch inzwischen eingetretene Tatsachen, insbeson­
dere durch eine andere Hinterlegung, durch die Ver­
öffentlichung der Erfindung oder deren Ausübung,

durch das Feilbieten von Stücken des Musters oder 
Modells, durch den Gebrauch der Marke; diese Tat­
sachen können kein Recht Dritter und kein persönliches 
Besitzrecht begründen. Die Rechte, die von Dritten vor 
dem Tag der ersten, prioritätsbegründenden Anmeldung 
erworben worden sind, bleiben nach Maßgabe der in­
nerstaatlichen Rechtsvorschriften eines jeden Verbands­
landes gewahrt.

C. — (1) Die oben erwähnten Prioritätsfristen betra­
gen zwölf Monate für die Erfindungspatente und die 
Gebrauchsmuster und sechs Monate für die gewerb­
lichen Muster oder Modelle und für die Fabrik- oder 
Handelsmarken.

(2) Diese Fristen laufen vom Zeitpunkt der Hinter­
legung der ersten Anmeldung an; der Tag der Hinter­
legung wird nicht in die Frist eingerechnet.

(3) Ist der letzte Tag der Frist in dem Land, in dem 
der Schutz beansprucht wird, ein gesetzlicher Feiertag 
oder ein Tag, an dem das Amt zur Entgegennahme 
von Anmeldungen nicht geöffnet ist, so erstreckt sich 
die Frist auf den nächstfolgenden Werktag.

(4) Als erste Anmeldung, von deren Hinterlegungs­
zeitpunkt an die Prioritätsfrist läuft, wird auch eine 
jüngere Anmeldung angesehen, die denselben Gegen­
stand betrifft wie eine erste ältere im Sinn des Ab­
satzes (2) in demselben Verbandsland eingereichte An­
meldung, sofern diese ältere Anmeldung bis zum Zeit­
punkt der Hinterlegung der jüngeren Anmeldung zu­
rückgezogen, fallengelassen oder zurückgewiesen wor­
den ist, und zwar bevor sie öffentlich ausgelegt worden 
ist und ohne daß Rechte bestehengeblieben sind; eben­
sowenig darf diese ältere Anmeldung schon Grundlage 
für die Inanspruchnahme des Prioritätsrechts gewesen 
sein. Die ältere Anmeldung kann in diesem Fall nicht 
mehr als Grundlage für die Inanspruchnahme des 
Prioritätsrechts dienen.

D. — (1) Wer die Priorität einer früheren Hinter­
legung in Anspruch nehmen will, muß eine Erklärung 
über den Zeitpunkt und das Land dieser Hinterlegung 
abgeben. Jedes Land bestimmt, bis wann die Erklärung 
spätestens abgegeben werden muß.

(2) Diese Angaben sind in die Veröffentlichungen der 
zuständigen Behörde, insbesondere in die Patent­
urkunden und die zugehörigen Beschreibungen aufzu­
nehmen.

(3) Die Verbandsländer können von demjenigen, der 
eine Prioritätserklärung abgibt, verlangen, daß er die 
frühere Anmeldung (Beschreibung, Zeichnungen usw.) 
in Abschrift vorlegt. Die Abschrift, die von der Be­
hörde, die diese Anmeldung empfangen hat, als über­
einstimmend bescheinigt ist, ist von jeder Beglaubigung 
befreit und kann auf alle Fälle zu beliebiger Zeit inner­
halb einer Frist von drei Monaten nach der Hinter­
legung der späteren Anmeldung gebührenfrei einge­
reicht werden. Es kann verlangt werden, daß ihr eine 
von dieser Behörde ausgestellte Bescheinigung über den 
Zeitpunkt der Hinterlegung und eine Übersetzung bei­
gefügt werden.

(4) Andere Förmlichkeiten für die Prioritätserklärung 
dürfen bei der Hinterlegung der Anmeldung nicht ver­
langt werden. Jedes Verbandsland bestimmt die Folgen 
der Nichtbeachtung der in diesem Artikel vorgesehenen 
Förmlichkeiten; jedoch dürfen diese Folgen über den 
Verlust des Prioritätsrechts nicht hinausgehen.


